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Frankreicb durchkreuzt Englands (Drienlpolitik.
* Der neueste Scklsg gegen

England .
Frankreich hat die Entente von neuem auf eine schwere

Probe gestellt . Es ist klar : wenn die Pariser Regierung
weiterhin die bisherige Methode einer gegen England ge¬
richteten Ohrfeigenpolitik befolgt, dann werden mit der
Zeit auch die stärksten Empathien , die in England noch
aus der Zeit des Krieges her für Frankreich bestehen, in
das Gegenteil Umschlägen.

Bei dem neuen Schlag , den. Frankreich England ver¬
setzt hat , handelt es sich diesmal aber nicht um Deutsch¬
land oder um die Reparationsfrage , sondern um den
Orient . Es wird also niemand in England behaup -
ten können, daß eine scharfe Zurückweisung dieses neuen
Schlages irgend wie eine Begünstigung Deutschlands in
sich schließe. Wir haben bekanntlich gestern an dieser
Stelle darauf hingewiesen, daß in der englischen öffent¬
lichen Meinung die Auffassung besteht, man dürfe in der
Frage der Ruhraktion nicht gar zu forsch gegen Frank¬
reich auftreten , weil das dann so aussehen würde , als ob
England Deutschlands Bundesgenosse sei. Der Streich ,
den Frankreich jetzt der Londoner Regierung in Lau¬
sanne gespielt hat , hat mit der Ruhraktion gewiß nichts
zu tun .

Daß England diesen neuen treulosen und feindseligen
Akt von Frankreich nicht ruhig hinnehmen kann, ist selbst¬
verständlich. Der Übermut Frankreichs muß bis zur

' Siedehitze gestiegen sein , wenn man es sich in Paris ge¬
stattet , die Einheitsfront der Alliierten
gegenüber der Türkei hintenherum einfach über den
Hausen zu werfen und Kemal Pascha zu eröffnen ,
daß Frankreich durchaus bereit sei , mit der
Regierung von Angora Sonderverhand¬
lungen auf einer ganz anderen Grund
läge zu führen . Mit diesem Vorgehen Frankreichs ,
bas wohl keineswegs durch eine Indiskretion be¬
kannt geworden ist, sondern England mit aller Deutlich¬
keit zu verstehen geben soll , daß Frankreich auch im
Orient seine eigenen machtpolitffchen Ziele , ohne Rück¬
sicht auf den britischen Bundesgenossen, verfolgt , mit
diesem Vorgehen wird die englische Politik allerdings an
ihrem wundesten Punkte berührt . Und wer die Parallele
zwischen der Geschichte Napoleons I . und der der heutigen
Zeit welterziehen will , der wird erkennen , daß auch das
heutige Frankreich genau so, wie das Frankreich Napo¬
leons I . , die englische Machtstellung nicht nur auf dem
Kontinent , sondern schlechthin in der Welt bedroht . Diese
Bedrohung aber ist derartig , daß England sie auf die
Dauer nicht ertragen kann.

Lloyd George war der britische Staatsmann / der
aus den Fehlern des Jahres 1919 gelernt hatte , und die
einzig richtige Konsequenz aus dieser Lehre zog, nämlich
die, die Fehler wieder gutzumachen. Lloyd George ist
eben Politiker und Staatsmann , während B o n a r
Law die politischen Ereignisse vor allem als Kauf¬
mann betrachtet und bewertet und dabei aus dem
naturgemäß engeren Gesichtswinkel des Kaufmanns nicht
herauskommt . Frankreich verfährt demgegenüber aber
völlig anders : es treibt Politik , es vergrößert plan¬
mäßig seinen politischen Machtbereich und wartet
gelassen ab , bis sich der wi r tscha f t li che Vorteil dem
politffchen anpaßt . Wir werden morgen einen Leitarti¬
kel aus der „Weltbühne " abdrucken, der gerade auf diesen
Gegensatz zwischen Politik und Wirtschaft aufmerksam
macht und auch sonst manches richtige Wort über das
Verhältnis zwischen England und Frankreich enthält .

Jedenfalls hat sich die politische Lage in Europa durchdas französische Vorgehen in Lausanne aufs Bedenklichste
zugespitzt . Und man kann es begreifen , daß heute be-
reits die Situation dieser Tage mit der des Jahres 1914
verglichen wird . Lenkt Frankreich nicht bald in die Bah¬nen einer maßvollen And vernünftigen Politik ein, sowird sich ein neuer Weltkrieg nicht vermei¬
den lassen . Es wetterleuchtet in Europa und im
Orient an allen Ecken und Enden . Und es bedarf viel¬
leicht nur eines geringen Anstoßes, um auS diesem Auf-
flackern eine wildverzehrende Flamme werden zu lassen .

Nehmen wir nur einmal an , Frankreich würde von
jPolen oder der Tschechoslowakei unter Hinweis auf die

Bor einer Separataktion Frankreichs im Orient ?
— Französische Verhandlungsbereitschaft mit
de« Türke« — Der Ruhreinmarsch, eine Be¬
drohung ganz Europas — Die pfälzischen Eisen¬
bahner zwingen die Franzosen zum Rückzug —
Die Massenausweisuugeu dauern fort — Vier
Todesurteile des belgischen Kriegsgerichts —
Sturz deS ftanzösischen Franken — Riesige
Explosionskatastrophe auf der Heinitzgrube in

Beuthen .

militärischen Bündnisverträge , die zwischen Frankreich
einerseits und diesen beiden Staaten andererseits be-
stÄhen , verlangen , daß sie die Ruhraktion durch eine mili¬
tärische Aktion gegen Deutschland im Osten unterstützen.Rußland würde dem nicht ruhig zusehen . Und der Kriegwäre da. Lokalisieren ließe er sich aber nicht . Er würde
auch andere Staaten mit in seinen Strudel ziehen. Ähn¬
liche Möglichkeiten gibt es im Osten aber noch mehrere .Und der militaristische Übermut Frankreich stärkt natür¬
lich auch den Übermut und die Kriegslust der kleineren
Mächte. England aber , die einzige Macht» die vielleichtnoch das kommende Unheil abwenden könnte, scheint heute
nicht mehr die Macht zu besitzen, um in der Rolle eines
Schiedsrichters und Mahners zur Vernunft auftreten zukönnen.

Die Einheitsfront .
Die französische Presse macht kein Hehl daraus , daß sie vonder Entwicklung im Ruhrgebiet unangenehm überrascht ist.Man hatte gehofft, unter dem Zeichen de« divide et imperamühelos zum Ziele zu kommen und suchte der Arbeiterschafteinzureden , daß Frankreich genau betrachtet, ihre Interessengegen die des Unternehmertums schütze , das Deutschland au «,beute, seine Riesengewinne im Auslande verstecke, die Erfül »

lungspolitik sabotiere und so die ganze gegenwärtige Not bös¬
willig heraufbeschworen habe. In diesen Gedankengängen be-
wegt sich auck noch ein Flugblatt , das die französischenMachthaber allenthalben im Ruhrgebiet verbreiten ,obwohl sie sich jetzt schon davon überzeugt haben können, daßdie einmütige Entschlossenheit dier Ruhrbevölkerung durch dieseRechnung endgültig einen Strich gemacht hat . Es wäre ge¬wiß bedenklich wenn man sich einreden sollte, daß in dem Ber -hältnis zwischen Unternehmertum und Arbeiterschaft dasTrennende überhaupt verschwunden wäre , aber zurückge¬treten ist es erfreulicherweise ganz und gar » und es bestehtalle Hoffnung , daß der Widerstand gegen das Vertrags¬und friedensbrecherische Borgehen Frankreich» und Belgienssobald nicht erlahmen wird ; ist er doch von der
stärksten seelischen Bewegung getragen , die seit 1914 über
Deutschland hingegangen ist einer Bewegung, die so elemen¬tar , so sturmgewaltig ist daß es der unablässigen dämpfendenund warnenden Einwirkung der politischen Führer bedarf , um
verhängnisvolle Entladungen des Bolkszornes hintanzuhalten .Wer z. B . Gelegenheit hat , Männer zu sprechen , die den
Kriegsgerichtsmittwoch in Main , miterlebt haben, der weiß,daß die Dinge damals kaum mehr um Haaresbreite von der
Katastrophe entfernt waren.

Diese Erscheinung ist insofern besonders lehrreich als es sichin Mainz ja um altbesetzten Boden handelt , um eine Bevölke-
rung , di« Oual und Last der Fremdherrschaft seit mehr als
vier Jahre trägt , und von der man hin und wieder den Ein¬
druck gewinnen konnte, als füge sie sich fast zu willig in un »
erträgliche Zustände , in unerhörte Entrechtung und un¬
aufhörliche Demütig » ng . Bon diesem 'schmiegsamen
rheinischen Naturell ist jetzt auf einmal nichts mehr zu spü¬
ren ; eS ist als ob sie mit einem Schlage von der Ruhr , von
Westfalen her, eine starke Dosis Eisen ins Blut bekommen
hätte und nun ist sogar eine gewisse Gefahr vorhanden , daß
das sanguinische Temperament der Rheinlandbewohner die
Schranken der Besonnenheit durchbreche und zu ver¬
hängnisvoller Gewaltat sich hinreißen lasse. Diese Besonnen¬
heit ist aber nach wie vor das erste undi vornehmste Gebot . Wir
könnten Frankreich trotz seiner gleißnerischen Reden und sei¬
ner Krokodilstränen über die Hartherzigkeit des deutschen Jn »
dustriekapitalismuS keinen größeren Gefallen tun , als wenn
wir der Gewalt Gewalt gegenüberstellen wollten, dann hätte

es den neuen Krieg im eigentlichen Sinne und könnte ange¬sichts der Webrlosigkeit Deutschlands innerhalb rveniger
Wochen oder Monaten auf einen neuen Friedensver¬
trag rechnen» der ihm die heißersehnte Rheingrenze und so¬
gar einen rechtlichen Anspruch auf die Kontrolle über da«
Ruhrgebiet bringen würde . Wir , die wir keine Waffen Hache »,müssen uns streng auf die Wahrung unseres mit Füßen gr-
tretenen Rechtes durch fortgesetzte Appellationen an das Ge -
rechtjgkeitsgefühl der übrigen Völker und im!
übrigen aus den rein passiven Widerst « nd beschräu.
ken, der den rechtswidrigen Befehlen der Einbrecher den Ge¬
horsam mit ruhiger Entschlossenheit versagen. Dieser Wider¬
stand ist bisher auf der ganzen Linie erfolgreich gewesen, so
erfolgreich, daß jetzt schon französische Stimmen laut werden»die erkennen lassen, daß man in Paris eine Vermittelung nicht
ungern sehen würde. Die deutsche Regierung denkt aber nicht
daran , auf diese Einflüsterungen zu hören und sie darf nicht
daran denken .

Jetzt handelt es sich um Leben und Tod .
ES muß sich zeigen , daß die ftanzösischen Gewaltmethode«

nicht zum Ziele, nicht zu Ergebnissen führen, aus denen man!
nachträglich eine Art von Rechtfertigung für sie herleiten
konnte. Frankreich muß entweder die letzten dürftigen Reste
seiner Maske fallen lassen und sich offen vor aller Welt zn
seiner militaristischen Annexionspolitik bekennen oder eS muß
ebenfalls vor aller Welt zugestehen , daß der Einbruch in da«
Ruhrgebiet ein Verbrechen und eine Dumoiheit zugleich ist .

Das neueste Druckmittel , auf das die Pariser Staats »
künstler verfallen sind, besteht in der Massenauswei¬
sung von Beamten , namentlich auch aus dem altbesetzten
Gebiet . Auch das muß getragen werden, so schwer es für die
Betroffenen sein mag. Das Vaterland wird die Vertriebenen
und ihre Familien mit offenen Armen aufnehmen und ein
opferbereites Volk ist entschlossen, alles zu tun, was in seinen
Kräften steht, die Wunden der Märtyrer zu heilen. Ernster
und gewichtiger sind natürlich die ungeheuren Gefahren »
die unserer ganzen deutschen Wirtschaft drohen, aber so¬
bald die Lasten, die sie auf uns wälzen, wirklich gemeinsam
getragen werden, wird die Einheitsfront des deutschen
Volkes auch dieser Gefahr gewachsen sein.

Dolitiscbe Neuigkeiten.
Die Lsussnner Äberrssckung .

Zu der Meldung über die Brreiffchaft der Franzosen, mit
den Türken weiter zu verhandeln, veröffentlicht „Daily News"
an erster Stelle unter der fettgedruckten Überschrift „ Frank¬
reich geht zu den Türken über ! " eine Meldung ihres diploma¬
tischen Berichterstatters aus Paris , worin es heißt, die alliierte
Front in Lausanne sei vollkommen erschüttert, wenn die vom
Parffer „Temps " gestern veröffentlichte Information richtig
sei. Nachfragen, die der Berichterstatter in amtlichen Kreisen
angestellt habe, bestätigten diese leider. Die Franzosen hät^ n
demnach bedingungslos kapituliert. Der Berichterstatter weiflj
darauf hin , daß vor zehn Tagen der augenblickliche Leiter der
ftanzösischen Delegation in Lausanne, Bompard, nach Pari «
reiste, um Poincaves Rat einzuholen. Als er zurückkehrte »
sei der Gedanke entstanden, daß er beabsichtige, vor den Türke»
auf der ganzen Linie zu kapitulieren unter der Begründung »
daß Frankreich im Rnhrgebiet beschäftigt sei und daß es an¬
derswo Frieden um jeden Preis haben müsse.

„Daily Expreß " schreibt : Frankreich warf gestern in da»
britische Lager in Lausanne eine Bombe. Der Lausanner Be¬
richterstatter des Blattes meldet, die dort gestern eingetroffe¬
nen Nachrichten besagten, daß die ftanzüsische Regierung hin¬
ter dem Rücken der britischen ^handelte.

Der „Temps " schreibt zu der Lage in Lausanne : Durch
Vermittelung ihres Oberkommiffars in Konstantinopel habe
die französische Regierung gestern eine wichtige Mitteilung
nach Angora gerichtet , deren Wortlaut auch nach Lausanne ,London und Rom übermittelt worden sei. Daraus gehe her¬
vor, daß der der türkischen Delegation überreichte Vertragsent¬
wurf keine endgültige Fassung darstelle, sondern lediglich da«
Fazit des gegenwärtigen Standes der Verhandlungen sei.
so daß späteren erneutrn Verhandlungen nichts im Wege
stünde. Für den Fall , daß die türkische Abordnung in Lau¬
sanne weiterverhandeln wcÄe, werde die französische Regierung
ihre ganze Delegation dort lassen .

''- Wenn dagegen die Türke»
nach Angora zurückkehrten , um den Vertrag der Nationalver¬
sammlung zu unterbreiten , sei die ftanzüsische Regierung
auch z» späterer Zeit an irgend einem Orte zu Verhandlungenbereit .

Diese in Lausanne eingetroffcne Havasdepesche hat in fco«
ferenzkreisen großes Aufsehen hervorgerufe» . Kurz nachtzc»

Mit einer Beilage : 13 . öffentliche Sitzung über die Verhandlungen des Badische« Landtaas.



das Pariser Programm hier bekannt gegeben war . Hai die
en- ltfch« fMmfcnung folgende halbamtliche Mitteilung an die
Presse auSgegeba« :

. Die Mitteilung der französischen Regierung an die Re»
gierung von Angora (folgt deren eben mitgeteilter Inhalt ), '
findet bei der englischen Abordnung keinen Mauden , da die
Mitteilung eine flagrant « Verletzung des vor einigen Tagen
zwischen den Verbündeten getroffenen Einvernehmens bedeu¬
tet. falls die Veröffentlichungen stattfinden . ohne datz sie vor-
her der englischen Regierung oder der englischen Abordnung
mitgeteilt wurden . Die englische Abordnung beabsichtigt nicht ,
irgend etwas an dem festgesetzten Plan zu ändern ."

Dieser Gegensatz, der sich zwischen den französischen und
englischen Kundgebungen in der Nacht vor der Vollversamm-
kung äußert , in der der Friedensvertragsentwurf den Türken
überreicht werden soll, übt in Paris die tiefste Wirkung aus .

Die Durchkreuzung der englischen Orient -Politik in letzter
Stunde durch Pvincare erregt in London peinlichste Über¬
raschung. Tatsächlich wird der englischen Politik im Augen¬
blick , wo die Londoner Passivität gegenüber der französischen
Gewaltaktion im Ruhrgebiet der Pariser Regierung einen
unschätzbaren Dienst leistet , durch die neueste Separataktion im
Orient ein katastrophaler Schlag zugefügt . Tie Rücksicht auf
die Orientlage war keineswegs das einzige und bestimmt nicht
das wichtigste Motiv bei der englischen Haltung gegenüber der
Ruhrfrage , aber trotzdem muß London aufS schwerste ent¬
täuscht sein , weil die Rechnung geradezu ins Gegenteil um¬
schlug. Es kann kein Zweifel darüber bestehen , datz intern
die denkbar bittersten Gefühle erregt sind . Denn England ist
fürs Erste auf der ganzen Linie geschlagen .

Line Vedrobung ganz Luropas .
Der tfchecho-flowakifche Außenminister über die internationale

Lage.
Im auswärtigen Ausschutz des Abgeordnetenhauses in Prag

gab Auhenminister Dr . Benesch einen Bericht über die inter¬
nationale Lage, der für die Tschechoslowakei in der Feststellung
gipfelte, datz für sie kein Grund vorliege, die bisherige Politik,die bereits eine Tradition darstelle, irgendwie zu ändern .

Der Vizepräsident des Abgeordnetenhauses, der deutsche So «
zialdmokrat Dr . Czech, bezeichnet « in der nachfolgenden Dis -
kuffion diesen Standpunkt als ein weiteres Verharren der Re¬
gierung in der Passivität , die unter heutigen Verhältnissen be¬
sorgniserregend sei . Denn mit dem ersten französischen Tank
im Ruhrgebiet habe eine furchtbare Bedrohung ganz Europas
eingesetzt , und Pflicht der Tschecho- Slowakei sei es, an Eng¬land und Amerika wegen sofortiger Übernahme der Vermitt¬
lung zwischen Deutschland und Frankreich heranzutreten .Von den deutschen Sozialdemokraten wurde im Laufe der
Sitzung auch ein offizieller Antrag in diesem Sinne vorgelegl,der natürlich keine Aussicht auf Annahme durch die tschechische
Mehrheitskoalition hat . Dr . Benesch betonte nämlich, datz die
Entwicklung des ganzen Reparationsproblems schicksalsgemätz -dem gegenwärtigen Ende zugetrieben habe. Seine Begrün¬dung , die Deutschland mit der Schuld der Nichterfüllung be¬
lastete , bezeichnete ein deutschnationaler Abgeordneter als eine
Darstellung , die weniger für einen tschechischen Autzenministerals vielmehr für einen französischen Staatsmann paffe . Von
deutsch-demokratischer Seite wurde hierzu daran erinnert , datzhinter der Ruhrbesetzung ganz andere Motive als die Repa¬rationsfrage stehen, und gleichzeitig der tiefsten Empörungund leidenschaftlichsten Erbitterung darüber Ausdruck gegeben,datz mitten im Frieden das Deutsche Reich überfallen wurde.Das butsche Volk könne der aufrichtigen Sympathien desSudetendeutschtunis versichert sein .

In seirren weiteren Ausführungen stellte Minister Dr . Be¬
nesch neuerdings fest, datz die Tschechoslowakei keine Mobilisie¬rungsmaßnahme getroffen habe, doch stark genug sei, um zu¬sammen mit ihren Verbündetetn alle Versuche im Osten uni»im Südosten , die jetzige Spannung zu mißbrauchen, abzu¬wehren. Die internationalen Schwierigkeiten seien vielleichtgrötzer als zuvor, aber er glaube nicht an einen kriegerischenWeltonflikt und alle jene , die das bisherige politische Nach-kriegssystem stürzen wollten, oder jetzt auf eine allgemeine Re¬volution hofften, würden neuerdings enttäuscht werden . Dasfreundschaftliche Verhältnis zu Frankreich und die nachbar¬lichen Beziehungen zu Deutschland blieben vollständig unver¬ändert . Die tschechostowakische Regierung sei für den Frie¬den und werde mit ihren Verbündeten in der Kleinen Ententealles tun . damit auf dem gesamten Gebiet Mitteleuropas dieRuhe gewahrt bleibe.

Hierzu wurde von deutscher sozialdemokratischer Seite nochbemerkt, datz die Darlegungen des Autzenministers sehr unbe¬friedigend seien, sie kaffen jede klare Stellungnahme der Regie¬rung zum französisch -deutschen Konflikt vermiflen und sieschwiegen sich über die Absichten der Regierung in der Rubr -frage aus .

Ägypten und das Vubrgebiet .
Englische , arabische und sranzöstfche Stimmen in Ägypten

gegen die Politik Poincarös .
„V Aus Kairo , 22. Januar , wird uns geschrieben : InÄgypten sind im allgemeinen noch immer ziemliche Sympa¬thien für Frankreich von früheren Zeiten her vorhanden , wie

ja auch die französische ^Sprache in der Oberschicht der Be¬
völkerung noch immer eine Rolle spielt. In der Angelegenheitder Ruhrbesetzung aber ist eine seltene Einmütigkeit inder Verurteilung der Haltung Frankreichs zu
beobachten .

Das an gesehendste englische Organ , die „ EgyptianGazetta " , die hier und in Alexandrien erscheint, hat in der
Reparationsfrage von jeher einen sehr sachlichen Standpunkt
eingenommen und so versteht es sich von selbst, datz diesesBlatt die Besetzung des Ruhrgebicts durch Frankreich einer
nachdrücklichen Kritik unterzieht . Tabei lätzt sich das Blattauch nich durch die französische Lüge einfangen , Frankreichzahle durch sein rücksichtsloses Vorgehen Deutschland jetzt nurdas heim, was ihm 1871 von Deutschland angetan worden sei.Im Gegenteil : — die „ Egyprian Gazette " stellt ausdrücklichfest, datz im Gegensatz zu Frankreichs jetzigemVerhalten Bismarck nach dem gewonnenenKriege Klugheit und Mäßigung bewiesenhabe , denn er habe die von Frankreich zu zahlende Kriegs¬entschädigung aus einen Betrag festgesetzt , den der Gegnerauch wirklich zahlen konnte.Was die arabische Presse Ägyptens anbelangt , so wirdvon ihr ebenfalls die französische Zwangspolitik im Ruhrgebietdurchweg mißbilligt . Die beiden arabischen Haupt -organe „ Mokariam" und „Nadinnil " haben in wiederholtenArtikeln sich mit der Angelegenheit beschäftigt und FrankreichsHaltung abgelehnt , ebenso hat die Zeitung ..Ahram "

sich gegenFrankreich gewandt. Dies ist umso beachtenswerter , als jaFrankreich wegen seiner bekannten Untersuchung der Kema-listen gegenwärtig in mohammedanffchen Kreisen sich ziemlichstarker Sympathien erfreut .
Am stärksten werden diese französischen Sympathien sonst»on der zaghl- listischen Zeitung „Liberte " vertreten , denn ein¬

mal erscheiiü dieses Blatt in französischer- Sprache -und zwer-
. tens ist eS -ausgesprochen nationalistisch-antienglisch. In die¬
sem Blatte hat nun kürzlich ein französischer Mitarbei¬
ter in einem Leitartikel „La politique francaffe d'axecution -
gesagt : »Wenn Poincare Erfolg bat , dann wird der Erfolg
dieses Vorgehens die einzige Entschuldigung für die
sranzös . Politik sein .

" fDamit wird doch gesagt, datz der Ver¬
fasser des Artikels als Opportunist zwar den Erfolg gelten
lassen will, datz er qber das Vorgehen Poincares mo¬
ralisch preisgibt . Dieser Satz ist also keine Entschuldi¬
gung , sondern eine Beschuldigung Poincares .

Frsnzdsiscbes Fiasko bei den Lisen -
babnern.

LndwigShafr « , 31. Ja «. Die militärische
Besetzung der Bahnhöfe von Ludwigs Hafen und
Kaiserslautern ist wieder zurück,ezo -
, e « worden. Anscheinend ist kein Bahnhof in der
Pfalz mehr militärisch besetzt. Am Bahnhof Landau
haben sich eine größere Anzahl französischer Eisen ,
bahner aufgehalten .

Hierzu wird von der Eisenbahndirektion Ludwigshasen er¬
gänzend mitgeteilt : Am 30 . d . M . vormittags wurde dem
Präsidenten der Reichsbahndirektion durch die 'hiesige franzö -
sffche UnterkoinMission die Ausübung seines Amtes untersagtund der Reichsbahndirektion ein Requisitionsbefehl vorgelegtdes Inhalts , datz das gesamte Personal sich unterschriftlich
verpflichten sollte , den Befehlen des französischen Generals
unbedingt Folge zu leisten. Wer innerhalb einer Stunde die
Unterschrift nicht leiste , sei entlassen.

Das Personal der Reichsbahndirektion hat die geforderteUnterschrfft verweigert . Bei Bekanntwerden dieser Vorgängewurde auf verschiedenen Dienststellen der Dienst eingestellt.Am Nachmittag verlangten nun die Organisationsvertretervon der militärischen Unterkommission die Wiedereinsetzungdes Präsidenten und der Beamten der Direktion , die Zurück¬nahme des Requisttionsbefehks und die Zurückziehung der mili¬
tärischen Wachen von den Bahnanlagen . Diesen Forderun¬gen würbe von der französischen Unterkommission entsprochenmit der Erklärung , das Personal könne unter den alten Be¬dingungen Weiterarbeiten. Daraufhin wurde das Personalvon der Reichsbahndirektion und den Organisationsvertreternaufgefordert , don Dienst nach den Befehlen der deutschen Re¬gierung weiter zu versehen.

In gleicher Weise haben sich , wie wir weiter erfahren , die
Vorgänge auch aus anderen Pfälzer Bahnhöfen (anscheinendaber nur an solchen Orten , in denen eine Garnison liegt),abgespielt . So erschienen in Landau Offiziere mit bewaff¬neter Mannschaft und verlangten die Abgabe der erwähntenunterschriftlichen Erklärung , die natürlich auch hier von sämt¬lichen Beamten einhellig verweigert wurde . Die Besetzungder Bahnhöfe wurde überall in den 'Abendstunden wieder auf¬gehoben.

Das Programm der Ausweisungen .
Regierungsrat Bertsch , der an Stelle von Oberregierungs¬rat Beyer die Leitung des Äusfuhramtes Ems übernommen-hatte , ist verhaftet und ausgewiesen worden . Ferner sindausgewiesen worden ZollscLretär Bröse , Zollsekretär Schalörund Referent Wenderl «. Sämtliche Angestellten des Amtes ,etwa sechshundert an der Zahl , haben die Arbeit niedergelegt.Alle wurden beim Verlaffen des Amtes aufs genaueste unter¬sucht ; auch waren Maschinengewehre aufgefahren . Eine groheMorffchenmenge hatte sich in der Nähe des 'Äusfuhramtes an¬gesammelt und empfing di« Angestellten mit stürmffchen Bei-

follskmidtzebungen. Rur zwei Damen haben sich bereit er¬klärt , weiterzuarbetteu und habe» sich unter französischenSchutz begeben.
Der ' am 38. Januar zusammengetretene Kreistag des Krei¬ses Zell a. d. Mosel hat einstimmig folgende Resolution be¬

schlossen: „Gegen die Amtsenthebung des Dandrats Dr .v. Stein und der sämtlichen Bürgermeister des Kreises Zellerhebt der Kreistag einstimmig schärfsten Einspruch. Mitgrößter Empörung hat die Bevölkerung des Kreises Zell dasunberechtigte Vorgehen der französischen Besatzungsbehördegegen die leitenden Beamten ausgenommen . Für alle Folgen,die sich aus den unberechtigten Maßnahmen der Besatzungs¬behörde ergeben, lehnt der Kreistag die Verantwortung ein¬stimmig ab."
Räch einer Meldung des „Vorwärts " wollen die Besatzung»,behörden , sobald alle führenden Amtspersonen über dieGrenze des besetzten Gebiets gebracht worden sind, das gleicheSystem auf die Gewerkschafter anwenden , wenn die Arbeiter¬schaft weiter auf ihrem passiven Widerstand verharrt . DerAnfang mit der Ausweisung von Gewerkschaftern ist bereitsgemacht. In Effen wurde der Vertrauensmann des Verkehrs -bundes auSgewiesen. Auch an anderer Stelle sind Vertrauens¬personen der Gewerkschaften, die an der Organisation despassiven Widerstandes beteiligt waren , aus ihrem Heimat¬lande gewaltsam entfernt worden.

Das IkoblenUekerungs- Sott kür Februar.
Die Reparattonskommiffion veröffentlicht folgende Mittet -lung :
„ Im Laufe der gestern nachmittag 2 .30 Uhr unter LeitungBarthouS abgehaltenen Sitzung hat die Reparationskommis¬sion mit 3 Stimmen bei einer Stimmenthaltung , der des bri -tischen Vertreters , folgende Entschließung getroffen :1 . Für Februar 1923 ein Programm festzusetzen , das aufdenselben Grundsätzen beruhen soll, wie das Programm dervorhergehenden Monate . Deutschland soll also liefern 1 500 000Tonnen Kohlen, plus 20 Prozent von dem 300 000 Tonnenübersteigenden Mehr des Novembervertrages vom deutsch-oberschlesischen Gebiet, also zusammen 1 876 000 Donnen.Außerdem ist eine Ergänzungskiefernng von 125 000 Ton-nen aus den Deutschland aus Polnisch-Oberschlesien zustehen¬den Kohlenmengen in dem Programm enthalten , vorbehaltlichder endgültigen Entscheidung, die die Reparationskommissionspäter auf die von der deutschen Regierung hiergegen erhobe¬nen Einwendungen treffen wird.2. in Effen die Dienststellen ( ! ) zu beauftragen , Deutschlandalle zweckmäßigen besonderen Angaben mitzuteilen ."

Justizmord des belgiscben Kriegsgerichts r
Die Belgier haben in Aachen unter leidenschaftlicher An-teilnahme des Auslands einigen deutschen Schutzpolizribeam-len einen Prozeß gemacht, dessen Ausgang bei allen rechtlichDenkenden die schwersten Bedenken erweckt.Die Angeklagten werden beschuldigt, in Hamborn den bel¬gischen Leutnant Grass getötet zu haben . Der belgische Poli -zeidirektor hatte der deutschen Behörde widerrechtlich die Un¬tersuchung abgenommen ; schon die Art dieser Boruntersuchungscheint zu den stärksten Bedenken Anlatz zu geben . Die An¬geklagten erzählten vor Gericht, datz sie von ihren Verneh-mern gequält und gepreßt worden seien. Der Hauptange¬klagte Schupo Leutnant Reinhard sagte, nachdem er einmalfalsch ausgesagt habe, Haber er auch auf spätere Fragen nurmit „Ja " geantwortet . Ähnlich sagten auch die 'übrigen Art¬

geklagten - aus . Ätan -chaÄe aus ihnen mit allen Mittekn falsch,Geständnffsr herauSgrpreßt . Der Angeklagte Tetmöhlen be- >
richtete : „Weinen unter ' Ehrenwort gemachten ersten AuS.
sagen hat man keinen Glauben geschenkt - und mir entgegne^eia Deutscher habe kein Ehrenwort ." Die ganze Anklage ' be¬
ruhte daher nur noch auf den Angaben des Wirts Mülle «aus Hamborn , in dessen Lokal am Mordabend zwei der An¬
geklagten in Zivil erschienen seien und sich mit der Ermor .
düng Graffs gebrüstet hätten . Die ' beiden Angeklagten be»
streiten diese Angabe ; von außerordentlicher Wichtigkeit ist,daß ein anderer Gastwirt , Beuker in Hamborn , einen der An.
geklagten ebenfalls am Mordabend in seiner Wirffchaft in
Uniform , nicht in Zivil gesehen hat . Ausschlaggebend ist aber »datz sich schon vierzehn Tage vor deni Beginn des Aachener
Prozesses in Stettin die früheren Schupobeamten Kaws,Schwurst und Engeler aus Hamborn beim Untersuchungs .
richter meldeten und ihm gestanden haben , die wirkliche » Tä¬ter zu sein . Sie hätten sich gestellt, nachdem sie erfahrenhätten , datz unschuldige Kameraden in Hamborn unter der
Anklage des Mordes stünden. Die Geständigen befinden sichin Stettin in Haft . Ihre Geständnisse werden durch einigeZeugenaussagen bestätigt . Obwohl das belgische Gericht inAachen von diesem Tatbestand Kenntnis hatte , fällte eS trotz¬dem auf Grund schon an sich unzureichender Zeugenaussagengegen vier Angeklagte Todesurteile , verurteilte es einen wei¬teren Angeklagten zu 20 Jahren , einen anderen zu 15 JahrenZwangsarbeit und eine Frau Heckmann zu fünf Jahren Zucht¬haus .

Die deutsche Regierung erklärt zu diesem Urteil , das nurals Justizmord zu bezeichnen ist, halbamtlich, datz sie nichtsunterlassen habe, die belgische Regierung und die belgischenJustizbehörden von der durch die Geständnisse her in Stettin
Verhafteten geschissenen neuen Sachage sofort in Kenntnis
zu setzen. Die Abschriften sämtlicher in Stettin aufgenom¬menen Protokolle seien alsbald nicht nur in Brüssel durch den
deutschen Geschäftsträger dem belgischen Außenministerium ,sondern zu gleicher Zeit auch in Aachen durch ein Mitglied der
Düsseldorfer Oberstaatsanwaltschaft dein belgischen Militär »auditoriat überreicht worden . Das Gerechtigkeitsgefühl derWelt hat alle Ursache , sich mit aller Beschleunigung um das
Aachener Kriegsgerichtsurteil zu kümmern , um in letzterStunde einen schweren Justizmord zu verhindern .

Der Sturz des französischen Franken .
Das Ereignis der Tage ist für Paris das weitere starke An¬

ziehen der fremden Devisen, was lebhafte Bewegung an der
Börse zur Folge hatte . Das englische Pfund stieg von 75,75bis auf 76,45 und schloß mit einem offiziellen mittleren Kursvon 76,15 . Der Dollar erreichte einen höchsten Kurs von 1645 .Am Ouai d 'Orsay wurde heute abend bemerkt, das Fallendes französischen Franken sei nur als vorübergehende Erschei¬nung aufzufaffen . Es » erkläre sich dadurch, datz die internatio .nale Finanz große Mengen von französischen Devisen auf denMarkt gsporfen habe, um die gegenwärtige Politik Frankreichszu diskreditieren.

Francis Delaisi führte in Oeuvre aus , die Besetzung des
Ruhrgebietes habe einen beträchtlichen Sturz des französische »Franken zur Folge gehabt . Am 2 . Januar sei das PfundSterling in Paris mit 62,81 Francs notiert worden, am 20.Januar mit 70,82 . Das sei in drei Wochen eine Hausse um13 Prozent . Gleichzeitig seien infolge des Mechanismus derArbitrage , der einen Ausgleich der Wechselkurse an allenMärkten herbeiführe , ähnliche Haussen in den Währungenaller in die Besetzung -des Ruhrgebietes nicht verwickeltenLänder eingetreten . Der Dollar habe 12 Prozent , der Schwei¬zer Franken und die Pesete 11 Prozent gewonnen. Infolge - -
dessen sei der Preis sämtlicher Waren , die Frankreich einführe ,um mindestens 10 Prozent gestiegen . Da der Wert der fran -
zösischen Einfuhr im Durchschnitt zwei Milliarden monatlichbetrage, stelle das für die Gesamtheit der Käufer eine mo¬natliche Mehrbelastung von 200 Millionen dar , eine wahreSteuer , die auf diese Weise infolge der Entwertung LeiFranken vom Publikum erhoben werde.

#
Der Wert der deutschen Mark ist in den letzten Tagen insolchem Tempo gefallen, -daß die polnische Mark bereits überder Parität steht und sogar die österreichische Krone sich, ander Reichsmark gemeffen, der Parität nähert . In manchenKreisen besteht die Auffassung, datz für einen so rapiden Sturzder Mark J .m genügende Rechtfertigung zu finden sei und daßdie Unterbewertung , die sich in einem Dollarkurs von 50 000Mark ausdrückt, zum großen Teil auf Auswirkungen der Spr -kulation nicht nur im Auslande , sondern auch im Jnlande zu¬rückzuführen fei. In parlamentarischen Kreisen ist, wie die

„Frkft . Ztg .
" in einem Berliner Priv .-Telegramm meldet, wie¬derholt die Frage begegnend warum die Reichsregierung die-sem Treiben tatenlos zusehe ' und wie sie sich die Lebenshal¬tung des deutschen Volkes vorstelle, wenn die Entwicklung beieinem solchen Kurs beharre oder gar nach unten weitergehe.Bisher ist über irgendwelche Absichten der Regierung in derRichtung eines Eingreifens nichts bekannt geworden. Dievolksparteiliche „Zeit " behauptet allerdings , die Regierungsinne 'auf Mittel und Wege, um dem Marksturz rntgegenzu -arbeiten . Die erwogenen Maßnahmen seien aber noch nichtganz spruchreff, da gegenwärtig noch Beratungen mit finanz -und wirtschaftspolitischen Sachverständigen stattfänden .Ob der Zeipunkt für ein Eingreifen in die Brrhältniffe deSDevisenmarktes nicht schon versäumt ist. ist fraglich. Mit reinpolizilichen Eingriffen in den Devisenverkehr wäre sicherlichgegenwärtig noch weniger als früher ein Erfolg zu erzielen.Jedenfalls müßten die Beratungen mit den Sachverständigen.nicht mehr lange dauern , wenn überhaupt irgend etwas aufdiesem Gebiete geschehen soll . »

Die Loslüsung der polnischen Mark vom Sturz der deut¬schen, den sie bisher im ganzen mitgemacht hat . ist zu einemguten Teil aus den besonderen wirtschaftlichen Vorgängen inOberschlesien zu erklären . Die Einführung der polnischenMark als gesetzlichen Zahlungsmittels in Ostoberscklesien zum1 . Marz hat jenseits der polnischen Grenze eine starke Nach¬frage nach Polenmark , besonders bei der Grotzindnstrie . her¬vorgerufen . Auch diesseits der Grenze wird aber die Polen -mark jetzt in größerem Matze benötigt , weil die Bezahlung fürKohlenlieferungen jetzt bereits in polnischer Währung zu lei¬sten ist . Ob diese verstärkte Nachfrage nach polnischem Geldauf die Dauer einen Stillstand im Sinken der polnischen Wäh¬rung Hervorrufen kann, bleibt natürlich zweifelhaft.
Von der Nstionaisoziaiischen Deutschen

Arbeiterpartei .
Über die Generalversammlung der Nationalsozialistische«Deutschen Arbeiterpartei , die am Montag in München statt¬fand , berichtet die „Münchner Zeitung "

, Hitler habe mit Stolzerklärt , jetzt sei man so weit» datz die Hakenkreuz-Fahne sich aufder Straße sehen kaffen könne. Mit Auflösung könne mandie Bewegung nicht mehr umbringen . Es werde der Tag der
Generalabrechnung mit denen kommen, die da glaubten ;. mitUnterdrückung- Maßnahmen den Geist knechten zu können. —Der Kassenbericht der Partei schließt mit 3 094 000 Mark Ein -nahuxen und 8596 400 Mark Ausgaben ab ; datz Vermöge« be»



fcfot annähernd 23 WJiSwnt« . ^jitUr laarie wwder zum
Vorsitzenden .gewählt und -es wurde ihm . tiberlafsen, - sich feine •
Mitglieder selbst zu wählen . - Sin Antrags datz Personen , die
fd) der Partei als Redner oder als- Führer zur Verfügung
Pellten, den Nachweis erbringen müßten/datz sie keine Ehren ,
«rasen hinter sich hätten , wurde angenommen . , In seinem
Dchlutzwort lehnte Hitler jede Einheitsfront mit einem Ebert
«nd einem Severing ab. .

So einig die Münchner Presse ohne Unterschied der Partei »
richtung darin ist , daß das Verhalten der Regierung gegen»
über den Nationalsozialisten inkonsequent und schwächlich ge¬
wesen ist, so einig ist sie fich mit Ausnahme der „Münchner
Neuesten schlichten " auch darüber , datz ein Rücktritt deS
Ministers des Innern oder gar des ganzen Kabinetts nicht in
Frage kommen könne . Sehr deutlich gibt die „München»
JugSburger Abendzeitung" den . nationalen " Münchner Neue¬
sten Nachrichten" zu verstehen, datz wegen des Eindrucks auf
Franzosen , Tschechen und Italiener ein bayrisches Ministerium
Weder kommen noch gehen werde und sie verhöhnt das Blatt ,
das nach dem stärken Mann ruft , wegen seiner Nervosität und
Furchtsamkeit. Die „Bayrische Bolkspartei-Korrespondenz" so¬
wie der „Bayrische Kurier " verteidigten nochmals die Maßnah¬
men der Regierung und bezeichnen als schuldig an der mangel¬
haften Durchführung den Staatskommissar für München, den
Polizeipräsidenten Nortz . Der „Bayrische Kurier " erklärt , datz
die Maßnahmen des Staatskommiffars sich nicht in dem poli¬
tischen Rahmen , den die Kundgebung des Gesamtministeriums
abgesteckt habe, gehalten hätten ; sie seien ohne Verbindung
mst der obersten Dienststelle erfolgt und hätten den Rahmen
auch materiell insofern überschritten, als der Staatskommissar
eiste öffentliche Veranstaltung zugelassen habe. Die „Korre¬
spondenz" erklärt noch schärfer, datz Nortz durch sein schnelles
Entgegenkommen die Staatsregierung in den Verdacht ge¬
bracht habe, datz sie eine inkonsequente Politik treibe und in
dem gefährlichsten Regierungskurs , den es gebe, im Zickzackkurs
manövriere :

„Gerade der Polizeipräsident hätte Veranlassung gehabt,
allen Schein zu vermeiden, datz man den Ausnahmezustand
nicht konsequent durchzuführen in der Lage sei, weil gerade
rr der Urheber des Ausnahmezustandes war . Der Zusam¬
menstoß Hitler -Nortz und das unglaubliche Verhalten Hitlers
gegen den Polizeipräsidenten waren die Ursache der Verhän¬
gung des Ausnahmezustandes . Die Tatsache eines Zwiespal¬
tes zwischen den Jntensionen des Generalstaatskommiffars und
deni selbständigen Vorgehen des untergeordneten Staatskom -
misiars besteht . Daraus den Schluß zu ziehen, datz dadurch
« ine Lage geschaffen sei , die den Generalstaatskommissar alias
Polizeiminisier in seiner Stellung unmöglich mache , oder gar
den Schluß daraus zu ziehen, daß die Regierung dadurch un¬
möglich geworden sei und abtreten müsie, heißt nichts anderes ,
als den Rat geben , den Hitler -Leuten die bayrische Regierung
zu opfern. Wer in diesem Augenblick dem Versuch macht, sol¬
ches innerpolitisch« Feuer im Lande anzuschüren, mutz sich den
Borwurf gefallen lassen , daß ihm das Gefühl für die Lage, in
per sich Deutschland und mit ihm Bayern in diesem Augenblick
defindet, nicht aufgcgangen ist .

"
Denen , die sich an die Spitze der Regierung bringen wollen,

erklärt das Organ der Bayrischen Volkspartei, die bayrische
Regierung werde auf ihrem Posten ausharren und dem Staat
über die Krise hinweghelfen, die durch das unverantwortliche
Verhalten eines Mannes , der sich der Führer der deutschen
Einheitsbewegung dünkt, entstanden sei . Die sozialdemokra¬
tische „Münchener Post" weist auf die Nebenregierung , die,
wie zur Pöhner -Zeit , die Politik der parlamentarisch -politisch
verantwortlichen Regierung durchkreuze; zu ihr gehörten der
„Staatskommiffar für Oiberbahern"

, Herr v. Kahr , und der
frühere Fustizminister Dr . Roth , die beide mit dem Polizeiprä -
Fdenten die bayrische Regierung geprellt hätten .

Im Haushaltsausschutz des Landtages fragte der sozialde¬
mokratische Abgeordnete Timm , ob in Anbetracht der ©teig ,
» isse der letzten Tage die Staatsregierung es nicht für nötig
Erachte , dem Ausschuß sofort Mitteilung zu machen. Kultus¬
minister Matt erwiderte , er sei dazu nicht im Stande und -
auch nicht ermächtigt. Der Vorsitzende Held erklärte schließlich,
rr werde dem Ministerpräsidenten mitteilen , daß der Ausschuß
eine Aussprache über die letzten politischen Ereignisse wünsche.

Line Bekanntmachung des Münchener
Generalstaatskommissars .

Der Münchener Generalstaatskommissar Minister Schweyer
« läßt eine Bekanntmachung, tn der zunächst gegenüber den
Angriffen der Presse das unerhörte Auftreten Hitlers und sei¬
ner Leute vor dem Polizeipräsidenten und ihm selbst fest-
ftellt und erklärt, daß daraufhin die gesamte Regierung
Einstimmig einer wiederholten Anregung des Polizeipräsiden¬
ten entsprechend am 26 . Januar den Beschluß der Verhängung
hes Ausnahmezustandes gefatzt hübe. Die Bekanntmachung
fährt dann fort :

„Ein solcher Beschluß enthält an sich noch nicht ein unmittel¬
bares Verbot von Kundgebungen , sondern sagt nur für die zu¬
ständige Stelle (Staatskommiffar ) alle außerordentliche Mög¬
lichkeiten und Mittel zu , um etwaigen Gefahren für Ruhe
und Ordnung im Lande augenblicklich wirksam begegnen zu
können. Der Beschluß war aus der ganz selbstverständlichen
Überlegung hervorgegangen, daß angesichts der unerhörten
Drohung mit Gewalt nunmehr die Kundgebungen der Ratio ,
nalsozialistischen Partei einer weitgehenden Einschränkung un¬
terworfen werden müßten , als ursprünglich vorgesehen war .
ES bestand ferner Klarheit darüber , daß nunmehr auf Grund
des Ausnahmezustandes die für Samstag , den 27 . Januar m
Aufsicht genommenen öffentlichen Versammlungen von dem
zuständign Staatskommissar zu verbieten seien, und datz nichts
mehr zugelassen werden dürfe , was mit dem Sinn und dem
Zweck, des Ausnahmezustandes und der Tatsache nicht in Ein¬
klang zu bringen sei, datz die angesetzten politischen Versamm¬
lungen anderer Parteien (Bayrische Volkspartei , Sozialdemo¬
kratische Partei , Kommunisten) unterbleiben mutzten, da die
Einholung der unter dem Ausnahmezustand erforderlichen Ge¬
nehmigung nicht mehr möglich war . Dieser Standpunkt ist
namentlich auch von dem Unterzeichneten Staatsminister des
Innern mit allem Nachdruck wiederholt betont worden. Es
War Ausgabe des zuständigen StaatSkommiffars für München .
Stadt und -Land, die erforderlichen Anordnungen und Verfü¬
gungen zu treffen . In der Folge hat der Staatskommiffar für
München-Stadt uni» -Land auf Grund weiterer selbständiger
Beurteilung der Gesamtlage es für zweckmäßig und geboten
»rächtet, von sich aus eine wesentliche Einschränkung der vor- -
gesehenen polizeilichen Maßnahmen zuzugestehen und die Ab¬
haltung von nichtöffentlichen Versammlungen zu genehmigen.
Er ging dabei von der, polizeilich betrachtet, nicht unzutreffenden
Erwägung aus , datz durch die Erklärung des Ausnahmezustan¬
des bereits eine durchaus genügend beruhigende , jede augen¬
blickliche Gefahr ausichlietzende Wirkung auf die beteiligten
Kreise ausgeübt worden sei und datz im übrigen die Gesamt »
kage eine solche Maßnahme für zweckentsprechend erscheinen
lasse . Überdies hatte Hitler nach der Verhängung des Aus¬
nahmezustandes wiederholt, namentlich auch dem Staatskom¬
miffar für München- Stadt und -Land gegenüber, nachdrück -
kichst und feierlichst erklärt , sich mit seiner Person und seiner
ganzen Ehre für einen vollständig einwandfreien Verlauf de»

. Parteitages - zu" verbürgen -, schkießkuh erklärte - er sogar Inie« .
fällig , keine werteren Schwierigkeiten zu- mache « . Die Ver¬
sammlungen . sind daraufhin , auch - ohne wesentliche Störung -
Ser öffentlichen Ruhe und Ordnung verlaufen . Die LeitungSer Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei hat sich je¬
doch bei der Ankündigung der Versammlung , noch mehr aber
bei dem weitere» verlauf der Parteitagung verschiedene Ord -
«ungSwidrigkeite« zu Schulden kommen lassen . Sie hat ins -
besondere mehr als die schließlich vom Staatskommiffar zuge¬lassenen sechs Versammlungen veranstaltet . Verschiedene Red¬
ner haben sich in den Versammlungen in maßlosen Angriffen
gegen die Regierung ergangen und fast durchweg die Zurück¬
haltung vermissen lassen , welche die Not des Vaterlandes an -
gefichts der außen - und innenpolitischen Lage unbedingt er-
fordert hätte . Unter diesen Umständen sehe ich mich veranlaßt ,den Staatskommissaren dringend zu empfehlen, bis auf wei¬
teres Ssfentkicke Versammlungen und sonstige Kundgebungen
der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei nicht zu
genehmigen, wenn nich volle Gewähr dafür besteht, daß jede
Störung der öffentlichen Ruhe und Sicherheit ausgeschlosseu
ist "

— — — - _ _

Babiscbe Abersicht.
Babiscbcr Landtag .

DZ . Karlsruhe , 31 . Jan . Bei Beginn der heutigen Nach¬
mittagssitzung stellte Abg . D . Mayer (Dtl . ) zur Geschäftsord¬
nung die Anfrage , ob der Landtag unter französischer Über¬
wachung tage , weil in der Loge zwei französische Offiziere
anwesend seien .

Präsident Wittemann erwiderte, daß die Franzosen in amt¬
licher Eigenschaft in Karlsruhe weilen und ebenso Zutritt zu
den Landtagsverhandlungen haben, wie andere Leute .

Unter den zahlreichen Eingängen befindet sich ein sozial¬
demokratischer Antrag betr . außerordentliche Deuerungsmatz -
nahmen . Es wird eine großzügige produktive Erwerbslosen¬
fürsorge, Änderung der Steuergesetze, schärfste Kontrolle des
LebenSmittelmarktes , allerschärfste Bekämpfung des Schieber¬
und Wuchertums, sofortiges Einfuhrverbot für Luxuswaren
und Erhöhung aller Arten von Renten verlangt .

Nach Eintritt in die Tagesordnung berichtete Abg. Schnei-
derzHeidelberg (Zentr .) über das Kostengesetz, das in beiden
Lesungen einstimmige Annahme fand .

Als das Polizeigesetz aufgerufen wurde , erklärt Abg. D.
Mayer -Karlsruhe , er sei von der Antwort des Präsidenten
nicht befriedigt. Seine Fraktion könne sich an diesen Ver¬
handlungen nicht beteiligen . Darin liege aber keine Mißach¬
tung für, die Arbeit des Berichterstatters . — Deutschnationale
und Landbund verließen darauf den Saal .

Mg . Dr . Glöckner (Dem .) teilte die Anträge des Ausschus¬
ses mit . — Die Vorlage wurde dann ohne Aussprache in erster
und zweiter Lesung gegen zwei kommunistische Stimmen an¬
genommen.

Zustimmung fand ferner das 'siolizeiversorgungsgesetz, nach
dem Abg . Dr . Hannemann (Dtl . ) Bericht erstattet hatte .

Einstimmig angenommen wurde auch die Vorlage betr . die
Versicherung der Rindviehbestände (Berichterstatter Abg. Sack
(Zentr .). Danach können in besonderen Fällen außerordent -
liche Nachschauungenvorgenommen werden.

Abg . Rüger (Zentr .) berichtete über den Zentrumsantrag
zugunsten der badischen Abfindungsbrennereien . Derselbe
wendet fich gegen die Beschränkung der Brennzeit und fordert
Erhaltung der nach dem Monopolgesetz noch verbleibenden
süddeutschen Brennrechte. Auch soll sich die Regierung gegen
die drohende Vernichtung unseres badischen Brennereiwesens
infolge allzu hoher Branntweinauffchläge wehren . — Der
Ausschuß hat mit Mehrheit dem Antrag zugestimmt.

Abg . Rausch (Soz .) : 28000 Brennereien seien für unser
kleines Land reichlich genug. Die Gefahr des Alkoholismus
nehme zu. Die Not des Volkes gebiete Beschränkung der Al-
koholproduktron . Dazu sei aber der Antrag nicht geeignet .

Derselbe wurde auch vom Abg. Bock (Komm.) lebhaft be¬
kämpft.

Abg. Dr . Schofer (Zentr .) betonte, datz wohlerworben«
Rechte respektiert werden müßten . Mißbrauch, wie ihn da»
Schwarzbrenner ! darstelle, werde auch auf dieser Seite ent¬
schieden verurteilt . Gegen vernünftigen Alkoholgebrauch könne
niemand etwas einwenden.

Abg . Albietz (Zentr .) bemerkte, die Kleinbrener würden ihre
Erzeugnisse zumeist in eigenem Betrieb verwenden.

Abg . Klaiber (Landbund) : Man darf nicht vergessen, datz
lediglich Obstrückstände und Fallobst verwertet werden . — Bei
der Abstimmung wurde der Zentrumsantrag angenommen ,
soweit er folgende Punkte betrifft : tunlichste Rückgabe ent¬
zogener Brennrechte bei leichten Verfehlungen , dreimonatliche
zinslose Stundung des Aufschlags , unbeschränkte Brennzeit
und Abwehr allzuhoher Branntweinaufschläge .

Einstimmig trat das Haus für die Erhaltung der nach dem
Monopolgesetz verbleibenden süddeutschen Brennrechte ein.

Schließlich wurde nach kurzen Worten des Abg. Weißhaupt
(Zentr . ) auch dessen Antrag auf sofortige Auszahlung des
Getreideumlagepreises zugestimmt.

Eingegangen ist ein Antrag , der die eventuelle Einsparungder Stelle des Präsidenten der Oberrechnungskammer zum
Gegenstand hat. Weitere Anträge betreffen die Verteuerungder Torfstreu durch Ausfuhr nach der Tschecho-Slowakei sowiedie baldige Beratung der Denkschrift über die Waldstreu .

Nächste Sitzung : Donnerstag . 10 Uhr. Schluß % 8 Uhr.
Karlsruhe , 1 . Februar .

Dem Laiwtag sind folgende Gesetzentwürfe zugegangen :
Wertere Änderung des Gesetzes vom 10. Oktober 1906 über
die Rechtsverhältnisse des Sanitätspersonals ; Abänderung des
Gesetzes über die Versicherung gegen Hagelschaden .

Der Zentrumsabgeordnete Bürgermeister Spengler (gewähltim 7. Wahlkreis ) hat wegen dienstlicher Inanspruchnahme seinMandat niedergrlegt . An seine Stelle tritt nach dem Wahl¬
vorschlag das Zentrums Landwirt und Bürgermeister Valentin
Riedel -Waldauerbach. Der Landtag hat diese Nachfolgeschast
Heute ausdrücklich festgestellt .

In der Heutigen Vormittagssitzung begründete Abg . Dr .Haneman » die deutschnationale Anfrage betr . die am 24. Dez .
erfolgte Verhaftung von 19 Mitgliedern und Zöglingen De»
Mannheimer Turnvereins „Kurpfalz"

, als sie in der Wirt -
schuft zur „Rheinlust" dem Kleinkalibersport huldigen wollten.Die Leute wurden ins Amtsgefängnis gebracht, verhört und
anderen Tages wieder entlassen, nachdem auch die Haus -
suchungen ergeben hätten , daß sich der Verein in keiner Weise
politisch betätigt habe.

Staatspräsident Remmele:
Der Vorwurf , als ob die Polizei nur gegegn Angehörige

rechtsstehender Kreise ihre Pflicht tue, geht übers Bohnenlied .Man lese nur die „ Arbeiterzeitung " von gestern. In der für
Deutschland außenpolitisch trostlosen Zeit sollen wir uns nun
darüber unterhalten , ob 13jährigen Knaben Recht oder Un¬
recht geschehen ist. Ich war immer der Meinung : Solche Bu -
be « gehöre « auf die Schulbank, in die Elternstube und nicht

l«s « irtshau » und in « inen Verein . Die vorübergehendeFestnahme zum - Zweck prowköllarischer Einvernahme erfolgte«us Ansuchen der Mannheimer Polizeidirektionen ohne höborenAuftrag . Die Verantwortung trägt aber der Minister desInner », welcher an sämtliche Polizeibehörden des Landes dmWeisung gegeben hat . die Tätigkeit jener Personen , auch inZukunft genau zu verfolgen, die an der Spitze von verboten >nOrganisationen tätig waren und nun versuchen , in Vereinen ,die einen Deckname « für ihre Tätigkeit führen, weiterhin tätigzu sein.
Die jungen Leute wurden der Staatsanwaltschaft un-mittelbar zugeführt , mit der Vernehmung sofort begonnen,diese bis in die finkende Nacht hinein fortgesetzt und am an .deren Morgen beendigt. Die Frage , ob ein berechtigter Grund

zur Festnahme vorlag . hat der StaatSgrrichtsbos zu entschei - .den. Dort liegen die Akten . In Leipzig wird auch darüberzu entscheiden se,n, ob die Gründung und Tätigkeit des Turn¬vereins „Kurpfalz " im Widerspruch zu dem Gesetze betr . den .Schuh der Republik stehen . Anstoß zur Verhaftung gab einzugeflogenes kleines Schriftstück mit der Einladung der Schieß-abteilung des Vereins zu einer Übung am 21 . DezemberDer Staatspräsident setzte dann die Grükidc auseinander ,die zum Verbot der nationalsozialistischen und anderer Orga -
nisationen geführt haben und fuhr nach der Feststellung datzdie Regierung in dieser Frage einer Meinung sei. fort :

'
Be¬fänden sich Badens Volk, Parlament und Regierung in beffe-rer Situation , wenn wir derartige Dinge über uns ergehenla ^en müßten , wie die bayerische Regierung und seit Jahr undTag diese Unruhe erlebten wie München, zumal der Feind amRhein steht? Ist es ein glücklicher Zustand, datz die Führerder Nationalsozialisten der Regierung mit Gewalt drohen undder Tätigkeit der Polizei hohnsprechen ? Wer diesem Ziel nichtzufteuern will, wird mir recht geben, wenn ich sage : Die ba¬

dische Regierung hat in Wahrung der Stellung der Staats¬
verwaltung eine klare, einheitliche Linie eingenommen. DenVorwurf , datz wir mit dem Verbot der nationalsozialistischenParte , etwas getan hätten, was mi dem Begriff des Schutzesfür den Staat nichts mehr zu tun habe / weise ich weit
zuruck . Das Verbot wurde ausgesprochen wegen systematischerHetze gegen die Regierung in Verbindung mit deutsch -vAki -
schen Tendenzen . Über die Bombenattentate auf Börse und
Gewerkschaftshaus in Mannheim darf man nicht leichten Sin¬nes hinweggehen . Wenn die Dinge derart auf die Spitze ge¬trieben werden , so fordert dies die ganze Aufmerksamkeit derRegierung eines Staates heraus , der bestehen und Ordnunghalten will. Es wurde Klage geführt über eine Haussuchungrn Lörrach. Hierzu bemerke ich . datz trotz des Verbots nochzentnerweise nationalsozialistische Flugblätter aus Münchenherüberkommen .

Der Redner beschäftigte sich dann eingehender mit der
Person des Hauptmamis a. D . Damm -Heidelberg, der den
gleichfalls verbotenen Slldivcstdeutschen Zeitungsdienst insLeben gerufen hatte und Gründer der Schießabteilunge«war . Das vorliegende Material zeige wie gemeingefährlichund unverfroren gearbeitet werde .

Die Beschaffung kleinkalkberiger Gewehre sei keinesfallsharmlos anzusehen .
Der Staatspräsident schloß : Das -Vorgehen der Mannheimer

Polizeibehörde findet die völlige Zustimmung meiner Person .
(Lebhafter Beifall .)

Abg . Weber -tBaden (D . Wp .) regte zur Geschäftsordnung an ,es angesichts der Zeitlage nicht zu einer Auseinandersetzungim Hause kommen zu lassen .
'Man sah denn auch von einer Besprechung der FörmlichenAnfrage äb .
Einem Anträge der Staatsanwaltschaft auf Strafverfolgungdes Mg . Maier -Heidelberg '(Soz .) wegen Aufforderung zurSachbeschädigung anläßlich der Rathenaudemonstrattonenwurde nicht stattgegeben.
Rach Erledigung einiger ■, Gesuche äußerte der Vorsitzendedes Ausschusses Mg . Schön . (Dem .) den Wunsch, die amtlichenStellen möchten Vorstellungen und Akten der Gesuchstellerbeschleunigt behandeln , damit fich die Beschluhfassung nichtin die Länge zieht.
Da Material für die Vollversammlung zunächst nicht vor¬

liegt , ist der Tag der nächsten Sitzung noch unbestimmt, siedürste nach tüchtiger Vorarbeit in den Ausschüssen in 2 bis8 Wochen stattfiwden. Schluß der heutigen Sitzung 1 Uhr.
Zur deutschnationalen Demonstration im Landtag

schreibt der Karlsruher „Volksfreund" in seinem heutigen
.Mittagsblatt folgendes :

„Die Deutschnatkonalen hielten es in der gestrigen Land -
tagsfitzung für nötig , eine lächerliche Demonstration wegender Anwesenheit zweier Franzosen , darunter der Vertreter
der amtlichen ftanzüsischen Militärmisston in Karlsruhe , Ritt¬
meister Eaillaux , in einer Loge des Landtags zu veranstalten .Der Abg. Kirchenrat Mayer fragte den Landtagsprästdenten ,öb die Verhandlungen des Landtags unter französischer Auf¬
sicht ständen ; der Präsident erwiderte, daß die beiden Herren
Zutritt zu den Landtagsverhandlungen hätten wie jedermann
sonst auch. Herr Mayer war mit dieser Antwort nicht zu-
stieben , er verließ mit seinen Parteigängern sowie den Land -
bündlern und einigen Deutschliberale. : den Saal . Geschadethat diese „Kundgebung " weder dem Landtag noch den Amn -
zosen. Wir verstehen aber , -daß den Deutschnationalen beim
Anblick von Franzosen besonders laut das Gewisse » zu schla-
gen beginnt , denn diese Herrschaften haben doch einen großenTeil Schuld, wenn Franzosen nun als Aufstchrsbeamte in
deutschen Städten weilen. Wenn sie ein bißchen Rest von
Scham veranlassen würde, beim Anblick von Franzosen sich
zu entfernen , so würde sie das ehren. Wer dies ist von
Deutschnationalen nicht zu erwarten . Wenn sie nun aber
glauben , mit solch kindischen Demonstrationen irgend welchen
Eindruck zu machen , so irven sie sich. Es find Ablenkungs¬
manöver , die niemanden täuschen , und das Gebaren der
Deutschnationalen wurde deshalb auch von niemanden ernst
genommen ; man ließ sie gewähren und ging über fie zur
Tagesordnung über .

Im übrigen hat aber die Anwesenheit der französischen Of¬
fiziere eine einfache Ursache . Die Vertreter der interalliierten
Militärkommission haben nämlich nach dem Friedensvertrag
das Recht, sich über die polizeilichen Verhältnisse der Länder
dauernd unterrichtet zu halten . Sie prüfen infolgedessen auch
die Polizeibudgets und die Gesetzesvorlagen über die polizei¬
liche Organisation . Veränderungen in der Organisation über
das im Jahre 1913 hinausgehende Verhältnis können nur
mit ausdrücklicher Zustimmung der interalliierten Militärkom »
Mission erfolgen . Der in Karlsruhe ansässige Vertreter dieser
Kommission hat nun , wie wir hören, vor vielen Wochen schon
sich den Gesetzentwurf über das Polizeigesetz aushändigen las¬
sen und darum gebeten, ihm für den Tag der Verhandln «,
des Polizeigesetzes des Landtags zwei Tribünrnkartrn zu
Merlassen . Einen diplomatischen Charakter hat die in¬
teralliierte Militärkommission nicht. Anspruch auf die Ver¬
fügungstellung von Plätzen in der Diplomatenloge kann des¬
halb nicht erhoben werden. Solch ein Anspruch wurde nun
in der Tat auch nicht geltend gemacht . Aus Zweckmäyigffeits -
gründen aber und im Hinblick auf die Vermeidung Jeglicher
Störung auf der Tribüne während der Verhandlung hielt
es der Herr Landtagspräsidsnt auf Anregung des Staatsprä¬
sidenten für opportun , für den Tag der Verhandlungen die
erbetenen 2 Karten zu gewähre«.



Übrigens ist die lAeWtellnng nicht uninteressant , daß die
>Keutschnationale « sich dann im Sitznngsaal wieder einfanden ,als das Pvlizeiversorsungsgesetz behandelt wurde . Aber ge¬rade für dieses Gesetz dürften sich die Vertreter der inter¬
alliierten Militärkommission interessiert haben . Die „De¬
monstration " der Deutschnationalen ist damit am verkehrten
Objekt und zu Unrechter Zeit erfolgt . Die chauvinistischen
Herren halben sich also eine politische Blamage geholt . Ohne
sich zu informieren , um was es sich lbei den beiden sogen.
Polizeigesetzen handelt , obwohl einer der ihrigen , der Abg .
Hanemann , Berichterstatter Wer das Polizeiversorgungsgesetz
war , inszenierte Abg . Mayer den nationalistischen Rummel .
Mit der nationalistischen „Entrüstung " im badischen Land¬
tag war es also nichts. Zu der Heuchelei gesetzte sich auch
noch die Blamage ."

Illnverscbümte Detze .
Unter dieser Überschrift lesen wir in der Mannheimer

„Volksstimme" vom 31. Januar folgendes :
„Ggen diejenigen, die — wie die „Bad . Presse" in KarlS-

ruhe — die Bevölkerung zu Gewalttätigkeiten gegen die
französisch » Mitglieder der Entente -Kommissionen in Deutsch¬
land aufzuhetzen versuchen, wenden sich die „Münch. Reuest.
Rackr.

" mit folgender eindringlichen Mahnung :
„Frankreich hat in seinem Dienst stehende Agenten nach

München geschickt , um durch sie die begreifliche Erregung der
Massen in diesen Tagen auszunützen für die Aufhetzung z«
unüberlegten Gewalttaten gegen seine Staatsangehörigen .
Frankreich liegt nichts an der Sicherheit seiner Staatsangehöri »
gen . wenn es nur seinen Zweck erreicht. Und dieser Zwck ist :
Schaffung ines BorwandeS für Poincare , gegen Bayern be¬
waffnet Vorgehen zu können. .Frankreich will die Mainlinie
besetzen und dabei seinen Hass gegen unsere wehrlosen und
friedlichen Landsleute dort befriedigen, zugleich aber sagen,
alle seine Brutalität und alle seine Gewalttätigkeiten seien
veranlagt durch Beleidigungen seiner Staatsangehörigen in
München. Damit würde Frankreich die beste Gelegenheit
haben, den Zwiespalt zwischen Nord und Süd und in Bayern
selbst den Zwiespalt zwischen Franken und Mtbayern zu ent-
fachen und das ganze deutsche Volk zu zerspalten .

Die Anwesenheit der französischen Vertreter ,n München rst
schwer zu ertragen . Sie muß aber ertragen werden. Werl me

Hand , die sich gegen sie erhebt, den deutschen Bruder am Rhein
! und an der Ruhr und auch am Main trifft ; weil die Hand,die sich in München erhebt, dem Franzosen den Weg ffir die

Trennung und Zerreißung Deutschlands freimacht. . . Er istvaterlandrStoseS Tu «, zwecklose Unüberlegtheiten gegen ein¬
zelne zu begehen; solche Unüberlegtheiten schaden Deutschlandnur . geben aber Frankreich ersehnten Grund zu neuen Ge¬walttaten ."

Wir haben uns hier nicht mit den Auslassungen des Mün¬
chener Blattes über die Ziele der französischen Politik im deut¬
schen Süden und über die Mittel ihrer Durchführung zu be¬
schäftigen; ob das, was die „M . N . N." vermuten , zutrifftoder nicht , ist für unsere Sache gleichgültig. Ohne allen Zwei-fcl trifft das Blatt aber das Richtige, wenn e» sagt, daß jede
Uubrsouueuheit , die jetzt in Deutschland gegen die offiziellenVertreter Frankreichs oder einer anderen Ententemacht be¬
gangen wird, sich im Vaterlande schwer rächen wird, daß solche
Ausschreitungen gegen Einzelne „vaterlandsloses Tun " sindund Frankreich nur den Anlaß zu neuen Gewalttaten gegenDeutschland geben werden. Freilich : die „Müach. Reuest.Nachr." des Herrn Expastor Dr . Traub (der in Mannheimaus dem Spätwinter 1917/18 als verhinderter Redner der be¬
rüchtigten „Vaterlandspartei " in „bestem Andenken" steht ),sind das letze Blatt , dem das moralische Recht zur Ermahnun¬
gen nach Art der ohigen zustände. Hat eS doch bisher in Mün¬
chen am allerschamlostesten und bedenkenlosesten zu Gewalt¬taten aufgehetzt — gegen die Entente sowohl wie gegen die
Republik und ihre Anhänger . Wenn es jetzt , wo der von ihmbis zum Bersten überheizte nationalistische Kessel tatsächlich zuexplodieren droht, in letzter Stunde zur Besinnung mahnt , so
beweist es damit lediglich , daß es die geradezu verbrecherischeUuverantwortlichkeit seiner Hetze erkannt hat und daß es ihmvor den Folgen derselben nun selbst zu grauen beginnt . ImInteresse unseres Volkes wollen wir hoffen, daß seine Mah-
nungen nicht zu spät kommen."

Aus der Rsndesbsuptstsdt .
Dir Planeten und ihre Bewegung . Der neueste Film derBad . Lichtspiele , der am gestrigen Mittwoch zur Aufführungkam, hatte eine starke Anziehungskraft ausgeübt , das Kon¬

zerthaus war außerordentlich gut besucht . Das Photolomäische

und daS Kopernikanifche System in den Grundlinien gelangtest
. zur bildlichen Darstellung , woraus mc.ncheS zu lernen warwas man über die Bewegung unserer Planeten wissen mufcUnterstützt wurde diese gute Absicht durch populäre Erklä¬

rungen eines berufenen Vertreters der Wissenschaft über di«Sternkund », des Herrn Prof . Holland. — Diesem Film folgt«ein weiterer über den Kartoffelanbau und die Kartoffelzüch.tung . sowie ein solcher über die Aeskulayschlänge . — Eine«guten Abschluß fand der Abend durch den humoristischen Film :„Der Fischer und seine Frau ", der dankbar aufgenomme«wurde und viel Heiterkeit auslöste. — Heute» Donnerstag »wird der lehrreiche Film nochmals aufgeführt .
An unser « Leser !

Mer elf Millionen Mark gegenüber einem Preis von 2000Mark im Oktober 1814 wird der Waggon (10 000 Kilo) Zej.tungspapier ab 1 . Februar kosten. Wie lange dieser Preis imMonat Februar Gültigkeit hat, um bei der alle Begriffe über¬
steigenden wahnwitzigen Geldentwertung einem noch viel höhe¬ren Platz zu machen , kann niemand sagen. Es bedarf dahersicherlich keiner allzu große nBegründung , wenn auch die Zei¬tungsverleger eine zeitgemäße Anpassung der Bezugspreis«für ihre Zeitungen vornehmen . Die Erhöhung ist wiederumnur ein Bruchteil dessen, was der Zeitungsverleger bei reinkaufmännischer Berechnung der Gestehungskosten für ferneZeitung fordern müßte . Dazu gilt der Bezugspreis wiederumfür einen Zeitraum , in welchem sich aller Voraussicht nach die
wirtschaftlichen Verhältnisse noch erheblich weiter verschlechternwerden. Es bleibt also trotz der Erhöhung nach wie vor be¬
stehen , daß die Zeirung heute immer noch einer der relativ
billigsten „Bedarfsgegenstände des täglichen Lebens " ist —
und wer möchte bestreiten, daß die Zeitung kein Gegenstanddes täglichen Bedarfes ist ? Ein Vergleich mit jedem anderen
Bedarfsgegenstand wird unsere Behauptung bestätigen. Bleibe
daher jeder Leser seinem Blatte treu und unterstütze dadurchdie Verleger in ihren fiir die Interessen der Allgemeinheit be¬
stimmten Bestrebungen !

Karlsruhe , den 31 . Januar 1923.
Bereinigung Karlsruher Zeitungsverleger .

Unser Blatt kostet ab 1. Februar frei ins Haus 3400 M.
Verlag der Karlsruher Zeitung .

Badisches Landestheater
Freitag , 2 . Febr . 61/, —91/, Uhr . 1800 Mk
Abonn . D 13. Th .-Gem . B .V .B . Nr . 3101 - 3200
Der Goldschmied von Toledo

Öffentliche Aufforderung
zur Abgabe einer Kteuererklörung für bie Man
lagnng zur Einkommen , nnb e
steuer für ba§ Kalenderjahr 1922 , für die erste
Veranlagung zur Vermögenssteuer und jfii d
Veranlagung zur Zwangsanleihe , some für b
Veranlagung zur baWen Gewerbesteuer für

das 1923.
Zur Abgabe einer Steuererklärung sind verpflichtet

hinsichtlich der
A . Einkommensteuer

1. alle im Finanzamtsbezirke wohnenden oder sich
bauernd oder nur vorübergehend aufhalteuden
selbständig steuerpflichtigen Personen (Deutsche
oder Nichtdeutsche ) , wenn sie im Kalenderjahre
1922 ein steuerbares Einkomrnen von mehr als
400 000 Mark bezogen haben ;

2 . Steuerpflichtige , bei deren Veranlagung auf
Grund eines regelmäßigen Wirtschafts- (Ge¬
schäfts- ) Abschlusses das Ergebnis eines vom Ka¬
lenderjahr abweichenden Wirtschaftsjahres zu¬
grunde zu legen ist ; ■ _8. Steuerpflichtige , die Handelsbücher nach den Vor¬
schriften des Handelsgesetzbuches oder über den
Betrieb der Land - oder Forstwirtschaft geordnete
Bücher führen und deren Geschäfts- oder Be¬
triebsgewinn unter Berücksichtigung ihres Ge¬
schäfts - (Wirtschafts-1 Abschlusses zu ermitteln ist ;

4. sämtliche Personen , die, ohne im Deutschen Reiche
zu wohnen oder sich aufzuhalten , in dem Finanz¬
amtsbezirke Grundbesitz haben , ein Gewerbe be¬
treiben oder eine Erwerbstätigkeit ausüben .

B . Kapitalertragstcuer
alle im Finanzbezirke wohnenden oder sich
dauernd oder nur vorübergehend aufhaltenden selb¬
ständig steuerpflichtigen Personen (Deutsche oder Nicht¬
deutsche ) , wenn sie im Kalenderjahr 1922 oder m dem
in diesem Kalenderjahr endenden Wirtschafts - (Ge¬
schäfts-) jahr , soweit es für die Einkommensteuerver-
anlagung an dessen Stelle tritt , bezogen haben

a) Diskontbeträge von Wechseln und Anweisungen
einschließlich der Schatzwechsel , soSveit es sich um
Kapitalanlagen Handelt,b) Erträge aus ausländischen Kapitalanlagen (ins¬
besondere Dividenden, Zinsen von festverzinsli¬
chen Wertpapieren , von Darlehn , Hypotheken
usw. ) und zwar auch dann , wenn diese Anlagen
zum Betriebsvermögen gehören.

Inhaber oder Mitinhaber der der Anschaffung und
her Darleihung von Geld dienenden Unternehmungen ,
die auf Grund des 8 76 des Reichsstempelgesetzes an¬
gemeldet oder einer angemeldeten Unternehmung
gleichgestellt sind , haben , soweit es sich um Erträge
handelt , die bei der Unternehmung zugefloffen sind,
nur die Erträge aus ausländischen Wertpapieren
(insbesondere Dividenden, Anleihezinsen usw .) anzu¬
geben. Q .917

C . Bermögensteurr und Zwangsanleihe
1. alle im Bezirk des Finanzamts wohnenden oder

sich dauernd oder nur vorübergehend aufhalten¬den selbständig steuerpflichtigen Personen
(Deutsche oder Nichtdeutsche ) ;2. juristische Personen des öffentlichen und des bür¬
gerlichen Rechts sowie alle Berggewerkschaften,
nicht rechtsfähige Personenvereinigungen , Anstal¬ten , Stiftungen und andere Zweckvermögen , so¬
fern sie den Sitz oder den Ort der Leitung im
Inland haben, also insbesondere Erwerbsgesell¬
schaften (wie Aktiengesellschaften, Kommanditge¬
sellschaften auf Aktien , Gesellschaften mit be¬
schränkter Haftung , Kolonialgesellschaften) , Er¬
werbs - und Wrrtschaftsgenossenschaften, eingetra¬
gene Vereine nicht rechtsfähige Personenvereini¬
gungen , die Erwerbszwecke verfolgen (außer Ge¬
sellschaften , bei denen die Gesellschafter als Un¬
ternehmer des Betriebes anzusehen sind, z. B . of-fene Handels - und Kommanditgesellschaften),Stiftungen , Anstalten und Zweckvermögen .

wenn sie am Stichtag ein Vermögen von mehr als
200 000 Mark besitzen. Stichtag ist der 31 . Dezember1922 ; für Betriebe, bei denen regelmäßige jährliche
Abschlüsse stattfinden , tritt auf Antrag des Steuer ,
pflichtigen, an den dieser auch für künftige Veranla
gungszeiträume gebunden bleibt, der Schluß des letzten Wirtschafts- (Geschäfts- ) jahres .

Zur Abgabe einer Steuererklärung sind ferner vev
pflichtet ohne Rücksicht auf die Höhe des Vermögensund ohne Rücksicht auf die Staatsangehörigkeit , Wohin
sitz, Aufenthalt , Sitz oder Ort der Leitung alle natür >
lichen und juristischen Personen sowie Personenveo
einigungen und Vermögensmassen, die nach 8 3 des
Vermögenssteuergesetzes mit ihrem inländischenGrund - und Betriebsvermögen steuerpflichtig sind (be¬
schränkt Steuerpflichtige ).

D . Badischen Gewerbesteuer
ohne Rücksicht auf Staatsangehörigkeit , Wohnsitz ,Aufenthalt , Sitz oder Ort der Leitung die natürlichen

Personen , die juristischen Personen des öffentlichenund des bürgerlichen Rechts, die nichtrechtsfähigenVereine , Gesellschaften des bürgerlichen Rechts, offene
Handelsgesellschaften und Kommanditgesellschaften, sowie die Zweckvermögen ohne eigene Rechtspersönlich¬keit, die am 31. Dezember 1922 (Stichtag ) ein steuer¬
pflichtiges Gewerbe im Sinne des Grund - und Ge¬
werbesteuergesetzes in Baden ausgeübt haben.

Steuerpflichtig ist der Betrieb der Land» und Forst¬
wirtschaft, des Bergbaus und des stehenden Gewerbes .Als Gewerbebetrieb gilt auch die auf selbständigen Er¬
werb gerichtete wissenschaftliche, künstlerische , schrift¬
stellerische , erziehende oder unterrichtende und sonstige
freie Berufstätigkeit , die Ausübung der ärztlichen Be¬
rufstätigkeit jedoch nur , soweit damit ein mit beson¬deren Einrichtungen oder Anlagen verbundener Ge¬
schäftsbetrieb verknüpft ist.

Steuerpflichtig ist der Unternehmer , d. h. derjenige,aus dessen Rechnung der Betrieb geht.
Eine Steuererklärung ist abzugeben nach dem Stand

am Stichtag von neu zugehenden Steuerpflichtigen ,wenn das steuerbare Betriebsvermögen aller von einem
gewerblichen Betriebsunternehmer in Baden betriebe¬
nen gewerblichen Unternehmungen 8000 M . übersteigt,von bereits veranlagten Steuerpflichtigen , wenn das
steuerbare tatsächliche Betriebsvermögen 1922 gegen¬über 1921 sich um mindestens 5000 M . erhöht hat , Wer
wenn Betriebsvermögen über 5000 M . 1921 noch nicht
zu veranlagen war oder nicht veranlagt worden ist.

Zur Abgabe einer Steuererklärung sind auch Perso¬nen verpflichtet, für welche die Voraussetzungen der
Besteuerung zwischen den beiden Stichtagen 1921 und
1922 entstanden sind und geendet haben. Maßgebend
ist der Stand der Verhältnisse am ersten des Monats ,der auf den Beginn das Gewerbebetriebs folgt.

Personen , die zur Abgabe einer Steuererklärung
keine Verpflichtung haben , sind gleichwohl befugt , eine
solche innerhalb der nachstehend bezeichneten Frist ab¬
zugeben, wenn sie glauben , eine Steuerverminderung
beanspruchen zu können, oder aus irgend einem sonsti¬
gen Grunde eine Berichtigung ihrer Steueranlage be¬
wirken wollen. Das gleiche gilt für Gesuche um
gänzliche Entfernung ans der Steuerliste und für An¬
träge inbezug auf das Grundvermögen ; die zuletzt ge¬nannten Anträge sind jedoch bei dem Finanzamt zu
stellen , in dessen Bezirk das Grundvermögen liegt.

II .
Die hiernach zur Abgabe einer Steuererklärung Ver¬

pflichteten werden aufgefordert , die Steuererklärungunter Benutzung des vorgeschriebenen Vordrucks im
Laufe de.s Monats Februar 1923 bei dem zuständigen
Finanzamt einzureichen. Vordrucke für die Steuer¬
erklärung können in einigen Tagen von den Unterzeich¬neten Finanzämtern bezogen werden. Außerhalb des
Amtssitzes de-s Finanzamtes sind die Vordrucke auchbei den Stenereinnehmereien zu erbalten . Die Steuer¬
erklärung ist schriftlich — zweckmäßig eingeschrieben—
einzureichen oder mündlich vor dem Finanzamt abzu¬
geben. In Abschrift sind beizufügen unverkürzte Bi¬
lanzen mit Gewinn - und Verlnstrechnung und ferner
bei juristischen Personen Geschäftsberichte, Nieder-
chriften über Mitgliederversammlungen und ähnliche

Belegstücke .
Die Pflicht zur Abgabe der Steuererklärung ist vom

Empfang eines Vordrucks der Steuererklärung nicht
abhängig.

Die Abgabe einer Steuererklärung bei dem Unter¬
zeichneten Finanzamt ist nickt erforderlich, soweit die
unter A, B und C genannten Personen die Steuer¬

erklärung bei einem anderen Finanzamt abgegeben
haben.

NI .
Wer die Frist zur Abgabe der ihm obliegenden

Steuererklärung versäumt , kann mtt Geldstrafen zur
Abgabe der Steuererklärung angehalten werden ; auch
kann ihm ein Zuschlag bis zu 10 vom Hundert der
festgesetzten Steuer auferlegt werden. Die Hinter¬
ziehung oder der Versuch einer Hinterziehung der Ein¬
kommen-, Kapitalertrag -, Vermögen-, »Gewerbesteuer
oder der Einnahmen aus Zwangsanleihe wird mit
Geldstrafen bis zum zwanzigfachen Betrage der hivter -
zogenen Steuer oder bis zum fünffachen Betrage der
hinterzogenen Zwangsanleihe bestraft ( 8 53 des Ein¬
kommensteuergesetzes, 8 12 des Kapitalertragsteuerge¬
setzes, § 33 des Bermögensteuergesetzes, 8 61 des
Grund - und Gewerbesteuergesetzes, 8 23 des Gesetzes
über die Zwangsanleihe , §8 359 ff. der ReichSabgaben-
ordnung ) . Auch ein fahrlässiges Vergehen gegen die
Steuer -">teße (Steuergefährdung ) wird bestraft .

Karlsruhe , 31 . Januar 1923 .
Finanzamt - Stadt . — Finanzamt -Land.

öffentliche Mahnung .
Di« nach den Steuerbescheiden die für die Rech¬

nungsjahre 1921/22 und 1922/23 zu zahlende Grrwd -
und Gewerbesteuer war bis zum 1 . Februar 1923 zu
entrichten. Wer seiner Verpflichtung noch nicht n«ch-
gekommen ist, wird hiermit öffentlich gemahnt.

Für diese Mahnung sind Mahngebühren zu entrich¬
ten. Es wird weiter bemerkt, daß nach Ablauf einer
Woche das Betreibung - Verfahren eingeleitel werden
wird. O .918

Man zahle bargeldlos .
Karlsruhe , den 1 . Februar 1923.

Finanzamt —Stadt .

Bekanntmachung.
Gemäß 8 4 Abs. 2 der Anlehensbedingungen wird

das von der Stadtgemeinde Rastatt am 1. Dezember
1908 aufgenommene Anlehen auf Schuldverschreibun-
gen auf drei Monate , vom Tage dieser Bekanntma¬
chung an gerechnet, zur Heimzahlung gekündigt. Von
diesem Termin an kört der Zinslauf auf . Die Schuld¬
verschreibungen mit den noch nicht verfallenen Zins¬
scheinen und Zinsscheinanweisungen werden eingelöst
bei der Stadtkaffe Rastatt , ferner bei der Süddeut -
chen Diskontogesellschaft A . -G . in Mannheim , sowie

deren Niederlassungen in Freiburg i. B ., Heidelberg,
Lahr , Landau , Pforzheim und Rastatt , bei der Direk¬
tion der Diskontogesellschaft in Frankfurt a . M ., den
Herren Straus & Cie . in Karlsruhe und den Herren
Ephraim Meyer & Sohn in Hannover . 58 .206

Für etwa fehlende Zinsscheine wird der Betrag in
aebracÄ.

Rastalt , den 30 . Januar 1923 .
Der Gemeinderat .

Nenner . Zoller.

Mipl. WtiMk
l Ktrriti-k faiitstaftiL
Q .919. Weinheim. Das

Konkuvsverfahren über das
Vermögen der Wilhelm
Harms Witwe hier wur¬
de nach ,Abhaltung des
Schlußtermins und nach
Schlutzverteiiung aufge¬
hoben.
Weinheim, 27 . Jan . 1923.

Amtsgericht 1.

vnMkm
MimtMchllllW
VMltzlchW.
Bei der hiesigen Stadt¬

kaffe ist die neu errichtete

sofort zu besetzen . Ge¬
halt nach Gruppe V der
Besoldungsordnung .

Jüngere Bewerber , die

im Kassen - u . Rechnungs¬
wesen gründlich ausgebil¬
det sind und selbständig
arbeiten können, wollen
sich sofort unter Angabe
des ftühesten Eintritts¬
punktes schriftlich unter
Beifügung von Lebens¬
lauf und Zeugnissen mel¬
den . B .207 .2 .1
Hockenheim , 30. Jan . 1923.

Der Bürgermeister .
I . V . : Brockel .

MMMMails
Das staatl . Forstamt

Triberg verkauft frei¬
händig ans Distr . II . Elz¬
talwatdungen 283 Fstm.
Nadelholzstämme u. -ab-
schnitte und 753 Stangen
und Stecken aller Klassen .
Schriftliche Angebote in
Prozenten der LGPr . v.
November 1922 (Stämme
u . Abschn.) , u . Jan . 1923
(Stangen u. Stecken) bis
Dienstag , den 6. Februar

l. I ., abends 6 Uhr, er -
beten. Barzahlung binnen
4 Wochen . 58 .914

6toimt < unD iruta-
Plz-MftelMW.

Die Genreinde versteigert
am Dienstag , den 6. Fe¬
bruar 1923 , vorm. 19 Uhr
beginnend, an Ort unlj
Stelle etiva 200 Stämme
Fovlenholz 1., 2. und 3.
Klasse mit zus . ca . 160
Fstm. und 54 Ster Gru¬
benholz ( 1,56 und 2,60 m
lang ) mit zus. 90,52Fstm.

Zusammenkunft beim
Waldsingang hinter dem
Friedhof. B .204.2.1
Das Holz wird auf Ver¬

langen von den Forst¬
warten gezeigt.
Seckenheim b. Mannheim

den 29. Januar 1923.
Der Bürgermeister :

Flachs .

MMeilll - Weinheiin-
Seibelberg -Mannheimer

Eisenbahn.
Zum 15. Februar und

1. März 1923 treten im
Binnenverkehr Tarifer¬
höhungen ein. Nähere»
bei der Unterzeichneten
Verwaltung . B .208
Mannheim , 30 . Jan . 1923.
Oberrheinische Eisenbahn »

Gesellschaft , A.-G.
Abbruch - und Wieder¬

herstellungsarbeiten zur
Instandsetzung der Über¬
führungen der Ettlinger -
(80 qm beschotterte Stra¬
ße , 80 qm Betongehweg¬
belag) und der Wolfarts -
weierer Straße (220 qm
Straßenfläche aus Unter¬
beton, Asphaltisolierung u.
Schotter ) öffentlich zu
vergeben. Bedingungen
nnd Zeichnungen auf un¬
serem Geschäftszimmer
im neuen Personenbahn .
Hof einzusehen, wo Ange¬
botsvordrucke erhältlich;
kein Versand nach aus¬
wärts . Angebote verschlos¬
sen , portofrei und mit
entsprechender Aufschrift
längstens zum Eröff¬
nungstermin am SamS -
tag, 17 . Februar 1923,
vormittags 11 Uhr, bei
uns einzureichen. £2.928
Karlsruhe , 31 . Jan . 1923.

Bahnbauinspe ^ ion 1.

Papiere
wie 58 .167

Pack - , Einwickel -, Schreib¬
maschinen - , Post- , Kanzlei-,
Saugpost - , Abzug- , Durch¬
schlag - , Prospekt -, Lösch-,
Seiden - (chlor- und säure¬
frei und paraffiniert), Oet-

Papiere aller Art
Kartom fw dii gesamt« hnhistrii
liefert prompt ab Lage - za

günstigen Preisen

Herrn . Haug
Papiergroßhandlung

Eßlingen a. N. Postfach 24.
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